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(2) Das Protokoll dient dem höheren Gericht als 
Grundlage für seine Beurteilung der tatsächlichen 
Feststellungen des Urteils.

(3) Der Staatsanwalt, der Angeklagte und sein 
Verteidiger sowie andere an der Hauptverhandlung 
Beteiligte können innerhalb von drei Tagen nach 
Fertigstellung des Protokolls dessen Berichtigung 
oder Ergänzung beantragen. Das Gericht hat über 
diesen Antrag durch Beschluß nach Anhörung des 
Protokollführers zu entscheiden. Der Beschluß kann 
nur mit dem gegen das Urteil eingelegten Rechts­
mittel angefochten werden.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten im Protokoll kön­
nen von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer 
jederzeit gemeinsam berichtigt werden. Die Berich­
tigung ist in dem Protokoll kenntlich zu machen. 
Hat der Staatsanwalt, der Verteidiger oder ein Be­
teiligter das Protokoll vorher «ingesehen, so wird 
ihm die Berichtigung mitgeteilt.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  
Beschleunigtes Verfahren

§ 231 
V oraussetzungen

Im Verfahren vor dem Kreisgericht kann der 
Staatsanwalt schriftlich oder mündlich den Antrag 
auf Verhandlung im beschleunigten Verfahren 
stellen, wenn der Sachverhalt einfach, der Beschul­
digte geständig und die sofortige Verhandlung mög­
lich ist.

§ 232
Strafen

Das Gericht kann im beschleunigten Verfahren 
auf Freiheitsentziehung bis zu einem Jahr oder 
Besserungsarbeit erkennen. Neben der Hauptstrafe 
kann auf Einziehung, auf Geldstrafe, Aufenthalts­
beschränkung und öffentliche Bekanntmachung des 
Urteils erkannt werden.

§ 233
Anklage und Anberaumung der Haupiverhandlung

(1) Stellt der Staatsanwalt den Antrag auf Ein- 
leitungtdes beschleunigten Verfahrens, so wird ohne 
eine besondere Entscheidung über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens die Hauptverhandlung sofort 
durchgeführt oder mit kürzester Frist anberaumt.

(2) Der Einreichung einer Anklageschrift bedarf 
es nicht. Wird eine Anklageschrift nicht eingereicht, 
so wird die Anklage bei Beginn der Hauptverhand­
lung mündlich erhoben und ihr wesentlicher Inhalt 
in das Verhandlungsprotokoll auf genommen.

(3) Der Ladung des Beschuldigten bedarf es nicht, 
wenn er auf sie verzichtet hat oder dem Gericht 
vorgeführt wird. Mit der Ladung wird ihm mitge­
teilt, was ihm zur Last gelegt wird. Die Ladungs­
frist beträgt 24 Stunden.

§ 234
Ablehnung des beschleunigten Verfahrens

(l) Das Gericht kann von der Verhandlung im 
beschleunigten Verfahren bis zur Verkündung des 
Urteils Abstand nehmen. Der Beschluß ist unan­
fechtbar.

(2) In diesem Falle bedarf es der Einreichung 
einer neuen Anklageschrift.

§ 235
Stellung des Verteidigers

(1) Der Verteidiger kann die Akten von dem Zeit­
punkt ab einsehen, in dem der Staatsanwalt den 
Antrag auf Aburteilung im beschleunigten Ver­
fahren stellt. Durch die Akteneinsicht darf das Ver­
fahren nicht aufgehalten werden.

(2) Von demselben Zeitpunkt an ist dem verhafte­
ten Beschuldigten schriftlicher und mündlicher Ver­
kehr mit dem Verteidiger nach Maßgabe der all­
gemeinen Bestimmungen gestattet.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  
Hauptverhandlung gegen Flüchtige

§ 236 
Voraussetzungen

(1) Gegen einen flüchtigen Beschuldigten kann die 
Kauptverhanölung durchgeführt werden.

(2) Flüchtig im Sinne der Vorschriften dieses Ab­
schnittes ist ein Beschuldigter, der sich dem Ge­
richtsverfahren dadurch entzieht, daß er sich außer­
halb des Gebietes der Deutschen Demokratischen 
Republik aufhält oder sich verbirgt.

(3) Für das Verfahren gelten die allgemeinen Vor­
schriften, soweit ihrer Anwendung nicht die Ab­
wesenheit des Beschuldigten entgegensteht oder in 
den folgenden Vorschriften etwas anderes bestimmt 
ist.

§ 237
Antrag des Staatsanwalts

Die Hauptverhandlung gegen Flüchtige findet 
nur auf entsprechenden Antrag des Staatsanwalts 
statt. Der Antrag kann auch nach Erhebung der 
Anklage gestellt werden.

Öffentliche Ladung
§ 238

(1) Der Flüchtige wird zur Hauptverhandlung 
öffentlich geladen (§ 33). Einer Zustellung der An­
klageschrift und des Eröffnungsbeschlusses bedarf 
es nicht.

(2) In der Ladung sollen angegeben werden:
1. der Name und, soweit bekannt, der Rufname, 

der Beruf, der frühere Wohn- und Aufent­
haltsort und der Geburtsort des Flüchtigen;

2. das Verbrechen, das ihm zur Last gelegt wird, 
sowie Ort und Zeit der Begehung;

3. die verletzten Strafgesetze;
4. der Ort und die Zeit der Hauptverhandlung.
(3) In der Ladung ist der Flüchtige darauf hin- 

z'uweisen, daß die Hauptverhandlüng auch bei 
seinem Ausbleiben stattfindet.

§ 239
(l) Ist der Aufenthalt des Flüchtigen bekannt, so 

soll ihm die Ladung unter Angabe des ihm zur Last 
gelegten Verbrechens mitgeteilt werden.


